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l. Vorbemerkunq

Die Volkszäh1ung 1987 hat a1s 'Vo1ks-, Berufs-, Gebäude-, I{ohnungs- und

Arbeitsstättenzählung" eine Vielzahl statistischer InformatLonen bereit-
geste11t, die ftlr eine Fülle von Verwendungszwecken benötigt werden.

Ihre Ergebnisse haben die analytischen Entscheidungsvoraussetzungen für
das politische Handeln von Bund, Ländern und Gemeinden in gesellschaft-
lichen Kernbereichen teilweise erheblich revidiert. Zu den Nutzern, die

auf Volkszählungsdaten angewiesen sind, zählen auperdem die in Wlrt-
schaft und Gesellschaft tätigen Organisationen und Institutionen, die

Bereiche der wissenschaftlichen Forschung und Politikberatung sowie die

amtliche Statistik selbst. Die zentrale Stellung der Volkszählungen bzw.

Gebäude- und Wohnungszählungen im System der laufenden bevölkerungs-,

erwerbs- sowie wohnungsstatistischen Berichterstattungen ist in diesem

Zusaumenhang zu unterstreichen.

Nach derzeitiger Erkenntnis und Einschätzung, die auch international ge-

tellt wird, werden grundJ.egende Bestandsaufnahmen in den gesellschaftli-
chen Kernbereichen auch ktlnftig unverzichtbar sein. Die hierfUr am

besten geeigneten Methoden und Verfahrensweisen insbesondere auch unter

Bertlcksichtigung des sich laufend vollzLehenden gesellschaftlichen
l{ertewandels zu ermitteln, ist der amtlichen Statistik ständig aufgege-

ben, gegenwärtig aber - dem Auftrag des Bundesverfassungsgerichts

entsprechend - in besonderem Mape gefordert. Zur Bewältigung dieser
Aufgabe, mit der wesentlich auch der l{issenschaftliche Beirat für Mikro-

zensus und Volkszählung befapt war, liefern neben den Erfahrungeu der

Städte auch die Erfahrungen der Statistischen ämter des Bundes und der

Länder aus der Volkszählung 1987 wichtige Erkenntnisse.

Die Vo1kszählung 1987 wies gegenttber frllheren Zählungen konzeptionell
ebenso wie hinsichLlich des Erhebungs- und Aufbereitungsverfahrens zahl-

reiche Unterschiede auf. Bedeutsamste Rahmenbedingung fttr diese itnderun-

gen waren die Feststellungen im Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur

geplanten Volkszählung 1983, als bedeutsamste Konsequenz dieser i{nderun-

gen ist die betrachtliche Steigerung der Zählungskosten zu sehen. Zu

dieser Kostensteigerung trugen insbesondere die Mapnahmen zur Erweite-

rung des Datenschutzes (Abschottung in den Gemeinden) sowie die Folgear-

beiten aus der unerwartet hohen Inanspruchnahrne der postalischen Rttck-

sendemöglichkeit bei.
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Besonders ins Gewicht fiel deshalb die Verteuerung lm Bereich der

Gemeinden. Bund, Länder und Gemel-nden hatten als Gesamtkosten der Volks-

zählung L987 - ohne Ber0cksichtlgung des Bundeszuschusses - einen Betrag

von 715,7 Mill.DM kalkuliert. 340,7 MilI.DM hiervon wurden von den

Gemeinden veranschlagt, die tatsechlich aber deutlich höher lagen. Für

diese zusätzliche Ausgabensteigerung sind ebenfalls die VerEnderungen

der Zählungsmethode verantrrortlLch gemacht worden, deren kostenstei-
gernde l{irkungen jedoch unterschätzt worden ltaren.

Die nachfolgende Auflistung von Themenschwerpunkten faBt die \resent-

lichen Anregungen der Statistischen Landesämter auf der Grundlage der

gesauurelten Erfahrungen zusarrrren. Die Auflistung bertlcksichtigt dartlber

hinaus Aspekte, die aus der Sicht des Statistischen Bundesamtes bedeut-

sam sind. Gleichzeitig wird den Bewertungen bestisulter Erfahrungen auf

kouEnunaler Ebene durch den Deutschen Städt"t"g1) sowie Überlegungen ztun

ktlnftigen Konzept einer Arbeitsstättenzählung Rechnung getragen, dle

bereits zwischen Bund und Ländern erörtert wurden.

In den Vordergrund der Darstellung sind zunächst erhebungs- und aufbe-

reitungsbezogene Probleme und Konsequenzen gestellt, die auch den ge-

setzlichen Regelungsbedarf bertlhren bzw. voraussichtlich bertlhren

werden. Die Bewertung von Erfahrungen zu Punkten, ftlr die bei gegebenen

rechtlichen Rah.menbedingungen weitere Handlungsalternativen bestehen

(insbesondere zur Gestaltung der Plausibilitäts-Kontrollen und der Aus-

wertungskonzepte), werden an anderer Stelle behandelt.

ll. Verabschiedunq der qeseflichen Grundlaqen

Obwohl die Volkszählung 1987 an die bis t983 geleisteten Vorarbeiten unmittelbar an-

knüpfte, zeigen die'Erlahrungen, dap wegen der Komplerität eines solchen Zählungswerkes

eine lrühere Verabschiedung der gesetzlichen Grundlagen (mindestens atea bis drel Jahre

vor Zählungsbeginn) notwendlg gewesen wäre.

Tatsächlich trat das Volkszählungsgesetz erst rund anderthalb Jahre vor

dem Zählungsstichtag in Kraft. Aufgrund der Gesetzesberatungen und den

bis zuletzt im Gesetzentwurf vorgenortrnenen ilnderungen, insbesondere hin-

sichtlich der Durchftlhrungsmodalitäten, konnte bundesweit mlt den Vorbe-

1) VgI. "Die Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstätten-
zählung L987 '- Erfahrungsbericht der Städt€ -", hrsggb. im Auftrag
des Deutschen Städtetages vom Verband Deutscher Städtestatistiker,
Mtlnchen.
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reitungsarbeiten deshalb erst relatlv spät begonnen werden. Entgegen der

ursprünglichen Einschätzung konnte auf die Vorlagen der ftlr 1983 vorge-

sehenen Zählung nur begrenzt zurtlckgegriffen rierden. Dle vom Gesetzgeber

sowohl bei den Erhebungsmerksnlen als auch beim Durchftlhrungsmodus vor-
genomnenen Änderungen waren teilweise so erheblich, dap sie eine Neukon-

zeption in weiten Bereichen der Zählung erforderlich machten.

Hinzu kam noch, dag die aufgrund des § 9 Abs. 3 Volkszählungsgesetz 1987

- im folgenden VZG - zu erlaqsenden Regelungen durch die Länder hin-
sichtlich der Einrichtung der Erhebungsstellen in den meisten Bundes-

ländern erst ttitte 1.986, also erst fünf Monate vor Beginn der Gebäude-

vorerhebung, vorlagen; teilweise lagen diese Vorschriften sowie die er-
gänzenden Verr.raltungsanordnungen noch später vor.

Aufgrund dieser Situation ergaben sich in der Vorbereitung, Durchftlh-

rung, Aufbereitung, bis hin zur Ergebnisdarstellung, Engpässe und danit
verbunden auch Termintlberschreitungen. Ein frtlheres Vorliegen der bun-

des- und landesrechtlichen Vorschriften wäre auch deshalb wtlnschenswert

gevresen, weil die ohnehin knappen Personalkapazitäten bereits während

der Zählungsvorbereitung auch durch eine breit angelegte Öffentlich-
keitsarbeit beansprucht wurden. Erschwerend wirkten sich auch die Unter-

schiede der landesinternen Regelungen, insbesondere bei der Durchsetzung

der Auskunftspflicht aus; hier wären einheitliche Richtlinien notwendig

gewesen, da sie eine wichtige Voraussetzung ftlr vergleichbare Zählungs-

ergebnisse sind.

Schwerwiegender dtlrfte ln diesem Zusasurenhang sein, dag nach den Erfah-

rungen mit der Volkszählung 1987 die durch die neuen gesetzlichen Grund-

lagen geschaffene Situat,ion hinsichtlich ihrer finanziellen Auswirkungen

offensichtlich nicht ausreichend beruckslchtigt werden konnte. Die Frage

der Kostenverteilung dtlrfte danach ktlnft,ig noch intensiver diskutiert
werden.

Die Erfahrungen von 1987 lehren, dag eine neue Zählung auf jeden Fall
einen längeren konzeptionellen und insbesondere organisatorischen Vor-

lauf erfordert und die Vorbereitung im Hinblick auf die Schaffung der

gesetzlichen Grundlagen frtlhzeitig beginnen solIte.
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Ill. Erhebungsmethodische Konsequenzen

1. Gleichzeiti Durchftlhruns der Volks- und Berufszählung ( VZ). der Ge-

bäude- und szählune (GWZ) und der Arbeitsst ttenzähluns (AZ)

Die Vor- und Nachteile der gleichzeitigen Durchführung verschiedener Erhebungsteile

müpten aufgrund der gewonnenen Erlahrungen erneut abgewogen werden.

Fur eine Verkntipfung sprechen deutliche ökonomische VorteiIe. Sie Iiegen

vor aIIem in der Nutzung einer gemeinsamen Erhebungsorganisation vor

Ort. Hierbei sind der notwendige "Abschottungsaufwand", der rationelle
Einsatz von Zäh1ern, die gemeinsame Nutzung der organisatorischen HiIfs-
mittel wie Anschriften, Regionallisten zu sehen. Dartlber hinaus liefern

die einzelnen Zählungsbereiche wechselseitig Anhaltspunkte, die eine

vollzähtige Erhebung erleichtern. Beispielhaft kann vor al1em auf die

mögliche "Vorbeiftlhrung" der AZ an den Angaben zum Sitz der Arbeits-
stätte im Personenbogen der YZ hingewiesen werden.

Gtinstig wirkt sich die gleichzeitige Durchftlhrung der verschiedenen Er-

hebungsteile aber auch auf die Gestaltung der Erhebungsprogramme und die

Auswertungsmöglichkeiten aus. So konnte 1987 auf die zusätzliche Erhe-

bung von Belegungsangaben im Rahmen der GI{Z verzichtet werden, da sich

die wohnungsstatistischen Merkmale in der Aufbereitung - anders als

1968 - unmittelbar mit den Angaben aus der VZ verkntlpfen lieBen. Diese

Zusammenftlhrung eröffnete zugleich weitergehende Auswertungsmöglichkei-

ten zur Wohnsituation der Bevölkerung. Positiv ftlr die Ergebnisqualität

dtirfte dabei auch gewesen sein, dap die Angaben der VZ vergleichsweise

höhere Genauigkeitsansprtlche erftlll"rr2), als sie bei einer Belegungsbe-

fragung im Rahmen einer getrennt durchgeftihrten GWZ gegeben sind.

Die gleichzeitige Durchftthrung der verschiedenen Erhebungsteile wirft
- wie die Erfahrungen verdeutlichen - andererseits eine Reihe zusätzli-
cher Probleme auf.

2) Bekanntermapen hat die Erfassung bzw. Nichterfassung jedes einzelnen
Einwohners in der VZ (und damit in der auf den VZ-Ergebnissen
basierenden Bevölkerungsfortschreibung) erhebliche dauerhafte
finanzielle Konsequenzen ftlr eine Gemeinde, da die Ergebnisse die
Grundlage u.a. fttr die Schlttsselzuweisungen an die Gemeinden bilden.
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Ein Konzept ftlr eine zukttnftige GroBzählung müpte den organisatorischen

und methodischen Anforderungen der VZ, CWZ und AZ stärker als 1987

gleichgewichtig Rechnung tragen. So war es ftlr die Aufbereitung der

AZ L987 von Nachteil, daB sie trotz besonderer Erhebungsstrukturen und

deutlich geringerem Erhebungsumfang bei der Übernahme der Angaben aus

der Regionalliste an das Ordnungssystem der YZ gebunden war. Ftlr ktlnf-
tige Überlegungen werden die Vorteile einer gemeinsamen Erhebung gegen-

über diesem aufbereitungstechnischen Nachteil abzuwägen und die ge-

eignete Schnittstelle zwischen beiden Bereichen neu zu tlberdenken

sein. 3 )

Infolge der Vielschichtigkelt der l"laterie werden bei einer gleichzeiti-
gen Durchftlhrung der bisherigen drei Zählungsteile ferner deutlich
höhere Anforderungen an die Erhebungsstellen, insbesondere aber an die

Zählerinnen/ZähIer gestellt. Dabei ist die Gefahr einer Überforderung

dieses Personenkreises, dem im Hinblick auf die Verwirklichung der

methodischen Grundkonzeption einer flächendeckenden Begehung und damit

fttr den Erfolg der Zählung entscheidende Bedeutung zukornmt, nicht von

der Hand zu weisen. Mit der hohen Erwartung, die an den Erfolg der

Zählertätigkeit gekntlpft war, stand die erhebliche Einschränkung seiner

Befugnisse im tibrigen nicht im Einklang (v91. Abschnitt V.3).

Durch die Btindelung verschiedener Zählungsteile erhöhte sich auch das

Spannungsverhältnis zwischen Aufbereitungsdauer und Ergebnisgenauigkeit

Der tendenziell höhere Zeitbedarf ftlr VZ und GWZ ist dabei auch eine

Fo1ge teilweise höchster Genauigkeitsansprtlche, wie sie vor allem ftlr
die Bevölkerungsfeststellung gefordert werden. Nach den Erfahrungen von

1987 wären deshalb bei vergleichbarer Ausgangslage ktinftig rationellere
Aufbereitungskonzepte notwendig. Hierbei könnte an die Entwicklung von

Prtlfprogrammen gedacht werden, die bereits wichtige Eckdaten im Rahmen

des Einlesens plausibilisieren, insbesondere erscheint auch eine zeit-
liche und sachliche Straffung der Ergebnistabellierungen bei gleich-
zeitiger Flexibilisierung der Möglichkeiten anforderungsgerechter

Zusatzaufbereitungen notwendig (siehe auch Abschnitt VII. 2). Nur so

3) VgI. auch nErfahrungsbericht zur Arbeitsstättenzählung L987 - Zusam-
menfassung der Berichte der Statistischen Landesämter und Fazit aus
den Erfahrungsberichten im Hinblick auf zuktlnftige Zäh1ung€rr -",
Statistisches Bundesamt .

7



läpt sich der unbestrittenen Forderung der Konsugrenten nach einer
schnelleren Ergebnisbereitstellung aus dllen Zählbereichen innerhalb
eines angemessenen Zeitraurnes Rechnung tragen.

2. Kombination von Totalerhebuns und StichDrobe

Welche Merkmale tota! ertragt werden milssen oder aeckmäpigerrveise besger in einer

Stlchprobe zu erheben sind, würe erneut zu prülen. Als Rahmenbedlngungen sind hierbei

die Verurendungsanrecke, der jeweils nohrvendige Arbeits- und Zeltaulwand sowie die be,

stehenden methodisch-organisatorischen Möglichkeiten im statistischen Berichtssystem zu

berücksichtigen.

Nach den Erfahrungen von 1987 scheint der teilweise erhebliche Arbeits-
aufwand in Teilbereichen des Zählungswerkes mit dem tatsächlichen
Informationsbedarf nicht in vollem Einklang zu stehen. So war bei-
spielsweise festzustellen, dag die mit gropem Aufwand verschlusselten
berufsstatistischen Angaben unterhalb der Landesebene katur nachgefragt

worden sind.

Zweck dieser Angaben war auch, die notwendigen Grundlagen ftlr die

Revision der amtlichen Berufssystematik bereitzustellen. Für diese

Revision hat die Berufszäh1ung 1987 hinsichtlich des Wandels der

Berufsstrukturen wichtige Erkenntnisse gebracht. Gleichzeitig wurde die

Voraussetzung für einen Ergebnisnachwels nach den neugebildeten Berufs-

klassen geschaffen.

Gleichwohl wird zu prtlfen sein, ob fttr die Erhebung von berufsstatisti-
schen Angaben in tiefer fachlicher Untergliederung eine angemessene

grope Stichprobe ausreichend ist, rrenn ein Bedarf an kleinsträumig glie-
derbaren Daten nicht besteht oder - aus Geheimhaltungsgrtlnden - ohnehin

nicht gedeckt werden kann.

iihnliche Überlegungen gelten im Hinblick auf die - ohnehin nur einen

Teil der Erwerbstätigen betreffenden - Angaben zur beruflichen Ausbil-
dung (Hauptfachrichtung; Dauer der praktischen Berufsausbildung).
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tv überprüfung des ErhebungsproEramms4)

Für eine künltige Volkszählung müssen die Problembereiche des Erhebungsprogramms, zu

denen u.a. auch die genaue Erfassung von Haupt- und Nebenwohnung, die Feetstellung des

Haushalts- und Wohnungszusammenhangs sowie die Abgrenzung gegenüber - nach

internationaten Vereinbarungen - im Rahmen von Volkszählungen nicht zu erlassenden

Personengruppen zählen, intensiv erörtert werden. Unverzichtbar sind aber vor allem

bessere und klarere rechtliche Regelungen für die vollzählige Ermittlung der Personen in

Gemeinschatts- und Anstaltsunterküntten.

Diee ist notwendig, um sicherzustellen, dap alle Einwohner, die zur Bevölkerung einer Ge-

meinde gehören, auch dort gezählt werden. Hierbei sind in der Zählung alle Personen zu

erlassen, unabhängig davon, ob sie ln der jeweiligen Gemeinde mit Haupt- oder Nebenwoh-

nung wohnen.

Nach § L2 des YZG L987 bestand ftlr Personen in Gemeinschafts- und An-

staltsunterktlnften nur dann Auskunftspflicht, srenn sie dort ihren einzi-
gen Vlohnsitz hatten. Personen mit mehreren l{ohnsitzen vraren nur ftlr die

Wohnungen auBerhalb der Gemeinschafts- und Anstaltsunterktlnfte aus-

kunftspflichtig. Diese aus Datenschutzgrtlnden getroffene Regelung ftlhrte
nach ttbereinstimmender Auffassung der Statistischen Landesämter zu er-

heblichen Schwierigkeiten bei der Ermittlung der Bevölkerungszahlen.

Zwar war gemäB § 12 Abs. 1, Nr. 1 des VZG L987 der Leiter von Gemein-

schafts- und Anstaltsunterktlnften gehalten, die Gesamtzahl der Personen

in der Einrichtung und die ZahI der Personen, die dort ihren alleinigen
Wohnsitz hatten, anzugeben. Dle im Sinne des Gesetzes notwendigen Vor-

gaben \raren in der Zählungspraxis jedoch kaum zu realisieren, wie insbe-

sondere auch die Forderung nach einer völlig anonymen Zählung im sen-

siblen Anstaltsbereich - zur Vermeidung einer sozialen Abstempelung der

z.B. in Justizvollzugsanstalten, psychiatrischen Kliniken untergebrach-

ten Personen - zeigten. Die vollzählige Ermittlung dieser Personenkreise

hing deshalb sehr stark von der Kooperationsbereitschaft und dem

Informationsstand des jeweillgen Anstaltsleiters ab.

Im Ergebnis ftihrte dies tendenzlell zu einer Untererfassung der An-

staltsbevölkerung, d.h. der Personen ohne eigene Haushaltsftthrung. Hier

4 ) VgI. anliegende Erhebungspapiere
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von zlrangsläufig betroffen war die wohnberechtigte Bevölkerung, bei der

definitionsgenäp Personen mit mehreren tlohnungen auch mehrfach zu zählen

sind.

Mir den gesetzlichen Einschränkungen der Auskunftspflicht in § 12 VZG

war aber auch die vollzählige Ernittlung der Bevölkerung am Ort der

Hauptwohnung, bei der jede Person unabhängig von der Zahl der Wohnsitze

nur eins6l zu zählen ist, beeinträcht.igt. Dies galt dann, wenn die

Betreffenden nach den melderechtllchen Vorschriften nicht am Ort der

llohnung auperhalb der Gemeinschafts- oder Anstaltsunterkunft zur BevöI-

kerung am Ort der Hauptwohnung zäh1ten. Sofern es slch r.un alleinlebende

Personen handelte, lraren sie auBerdem am lJohnsitz auperhalb der Gemein-

schafts- oder Anstaltsunterkunft ftlr die Erhebungsstelle häufig nicht

erreichbar und mrrden deshalb u.U. an keinem l{ohnort gezähIt.

Fttr die BevöIkerungsfortschreibung konnten sich dadurch in diesem Teil-
bereich falsche Basiszahlen ergeben, die ftlr das Gesamtergebnis kaun,

aus der Sicht der betroffenen Gemelnden teilweise jedoch von erheblicher

Bedeutung traren. Die vorgenannten Schwierigkeiten betrafen auch die in
Geme ins chä f t sunte rktlnf ten untergebrachten wehrpf 1 icht igen .

Auf die Beschränkung der Auskunftsverpflichtung in einer Volkszählung

mup deshalb fur diesen Personenkreis insbesondere lm Interesse der Ge-

meinden mit Anstalts- und Gemeinschaftsunterkünften künftig wieder ver-

zichtet werden. Dies scheint auch deshalb notwendig, weil sich Unterer-

fassungen in der Volkszählung - wie schon angesProchen - auch auf die

Fortschreibung der Bevölkerung am Ort der Hauptltohnung negativ aus-

wirken.

V. Erhebunqsorganisatorische Konsequenzen

1. Auswahl der Zähler

Die Richilinien lür die Auswah! von Zählern sollten künftig eindeutiger und praktlkabler ge-

staltet sein und so rechtzeitig vorliegen, dap Diskussionen und laulende Abstimmungen

während der Erhebungsphase vermieden werden.

Sofern auch ktlnftig neben Angehörigen des öffentlichen Dienstes andere

Bewerber ausgewählt werden mussen, sollte die notwendige Überprttfung
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dieses Personenkreisee auf Zuverlässigkeit und Verschwiegenheit verein-
heit,licht und objektiviert werden. Für die Zählung 1987 fehlten entspre-

chende, verbindlich anzuwendende Krlterien, so dap die Erhebungsstellen

mlt den erforderlichen Uberprtlfungen teilweise tlberfordert traren.

Diese Schwierigkeiten hatten teilweise zur Fo1ge, dag soweit wie nur

irgendmöglich Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes als Zäh1er einge-

setzt wurden. Nach § 10 Abs. 5 VZG 1987 war dies allerdings nicht mög-

lich, wenn auf Grund ihrer beruflichen Tätigkeit oder aus anderen Grün-

den die Besorgnis bestand, dag Erkenntnisse aus der Zäh1ertätigkeit zu

Lasten der Auskunftspflichtigen hätten genutzt werden können.

Diese Regelung wurde im Rahmen der Durchftlhrungsverordnungen der Länder

durch Auflistung der Berufsgruppen, die aus Grtlnden der Interessenkolli-
sion als ZähIer ausschieden, konkretisiert. Dennoch mupten die Erhe-

bungsstellen in vielen FäIIen nach eigenem Ermessen entscheiden, ob Be-

fangenheit eines Zählers vorlag oder nicht. Nicht selten wurden mit der

Regelung motivierte und fähige Personen vom Zählerant ausgeschlossen.

Dies ftthrte nicht nur zu einer zeitlichen Ausdehnung der Zählerwerbe-

kampagne und zur Verzögerung der Zählungsvorbereitungen insgesamt,

sondern auch zu einer nicht wtlnschensrüerten Verringerung des Anteils der

in aller Regel besonders geeigneten Zähler aus dem äffentlichen Dienst.

2. Einsatz der Zähler

Als ebenso unbestimrnt wie dle Vorschritten zum Gebot der Zuverlässigkeit und Verschwie-

genheit sowie zum Verbot der lnteressenkolllsion erwies sich der 3og. Nachbarschaftsbe'

grifr; auch hier bedarl es künftlg eindeutiger und elnheitllcher Regelungen.

Nach s 10 Abs. 5 VZc 1987 durften Zähler nicht in der unnittelbaren Nähe

ihrer Wohnung (Nachbarschaft) eingesetzt werden. Die enge oder flexible
Auslegung dieses Nachbarschaftsbegriffs und dessen Umsetzung im konkre-

ten Einzelfall erforderten zusätzlichen Prtlf- und K1ärungsaufwand bei

der Zuteilung der Zählbezirke an die ZBhter, wodurch dieser Arbeits-

schritt erheblich verzögert wurde.

In kleinen Gemeinden war bei weiter Auslegung 'Nachbarschaftn sehr häu-

fig gegeben. Der Versuch, diese Probleme durch den Austausch von Zählern
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zlrischen den Gemeinden zu beheben, ftlhrt,e auf der anderen Sel.te dazu,

dap die Auskunftspfllchttgen gegenllber dLesen Fremden vLelfach Vorbe-

halte hatten. Hier wäre elne engere Auslegung der 'Nachbarechaftn von

Vorteil gewesen, weil es häufig, z.B. irr ländlichen BereLch, sogar von

Vorteil ist, wenn als ZEhler Personen auftreten, die als zuverlässig

bekannt sind.

Die weitere Auslegung des Nachbarschaftsbegriffs und der nlnteressen-

kollision, wurde vor a1lem in Städten häufig von Vo1kszählungsgegnern

als Argr:nent gegen die Bestellung als Zähler/Zählerin bzw. die Aus-

kunf tserteilung genutzt.

3. Funktion der Zähler

Die Statistischen Amter stimmen darln ilberein, dap die eigentliche Zählertunktaon, nämlich

die vollzähtige Ermittlung atler Erhebungseinheiten (Gebäude, Wohnungen, Haushalte,

Pesonen) zu gewährleisten, ktinftlg wieder sichergestellt sein mup.

Die erforderliche Stärkung der Zählerfunktion setzt voraus, dag - anders

als dies in § 13 Abs. 5 VZG 1987 vorgesehen ltar - die vom Zähler ange-

troffene Person eines Haushalts bzw. in einer l{ohnung wieder sämtliche

Namensangaben, d.h. auch die der llbrigen Haushaltsmit,glieder sowie des

t{ohnungsinhabers Im l{ohnungs- und Haushaltszusarmenhang, dem Zäh1er auf

Anforderung mttndlich mitzutellen hat; eine postalische Rtlckgabemöglich-

keit der Erhebungsunterlagen sollte nur noch unter dieser Bedingung

zugelassen werden. Die den Auskunftspflichtigen 1987 eingerär:nte Wahl-

möglichkeit, auch Namensangaben tlbriger Haushaltsmitglieder nur der

Erhebungsstelle bekanntzugeben, hat zu einem erheblich höheren Arbeits-

aufwand geftthrt und vorwiegend im gropstädtischen Raun u.U. eine exakte

Ermittlung der zahl der Haushalte und wohnungen behindert.

Die Sicherstellung der vollzEhligen Erfassung der Erhebungseinheiten

durch den Zähler kann lresentlich dazu beitragen, da9 die Zahl der soge-

nannten Volkszählungsbriefe reduziert lrird. Dies wBre auch deshalb wich-

tig, weil die Überprüfung |n den Erhebungsstellen gezeigt hat, dap die

Qualität der postalisch eingesandten Fragebogen vielfach ein Nachfassen

erforderlich machten. Ebenso brachte die regionale Zuordnung der einge-

sandten Erhebungsunterlagen ebenso wie deren Zuordnung zugl Haushalt und

zur Wohnung in den Erhebungsstellen, vor allem in den gröBeren Städten'

einen erheblichen t'lehraufwand mit sich.
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Dem Zäh1er eollte auperdem, urn die Vollzähligkeit der Erhebung sicherzu-
stellen, geBtattet sein, im Falle mehrrnals nicht angetroffener Personen,

wenigst,ens den Namen sowle den lfohnungs- rrnd Hauehaltszusasmenhang der

Auskunftspfllchtigen ggf. im Nachbarschaftsbereich zu erfragen. Dles

entspricht auch der Praxis ln anderen Ländern.

4, Nutzung externer Datenbestände zur Vorberqilqng u4d Durchftthfung de!

Zählung

Nach übereinstimmender Autfassung der Statlstischen landesärnter war dle Verlügbarke:t

der nach § 11 Abs. I \/ZG nutzbaren Registerinlormationen eine unabdingbare Voraus-

setzung für die vollzähllge Ertassung der Erhebungseinheiten. Die Art und Weise der

Nutzung bedarf lär wlchtige Aapekte iedoch ergänzender bundeseinheitlicher Regelungen;

auch sollten die Möglichkeiten der Nutzung externer Datenbestände etrveitert werden.

Zur Organisation der ZBhlung tlbermittelte die lle1debehörde auf Verlangen

folgende im Melderegister gespeicherte Daten der Einwohner: Vor- und

Familiennamen, Gemeinde, Strape, Hausnururer, Haupt- oder Nebenwohnung,

Geburtsjahr und -monat, Geschlecht, Staatsangehörigkeit. Dartlber hinaus

teilten die ftlr die Grundsteuer zuständigen Stellen der Gemeinden oder

die ftlr die Gebäudebrandversicherung zuständigen juristischen Personen

des öffentlichen Rechts den Erhebungsstellen auf Anforderung Vor- und

Familiennamen oder Bezeichnung sowie Gemeinde, StraBe, Hausnusuler der

Eigenttlmer und Verwalter der zu erhebenden Gebäude und Unterkttnfte mit.

Die aufgrund der genannten rechtlichen Vorgaben erstellten Hilfslisten
(Namens-, Begehungslisten) rreren in besonderem Mape unverzichtbar für
die vollzählige Erfassung der Erhebungseinheiten in untlbersichtllchen
Zählbezirken. Es wird festgestellt, daB BevöIkerungszählungen ohne Zu-

hilfenahme von MelderegisterauszUgen zumindest in Gropstädten nicht mehr

durchftlhrbar sind. Wichtige Grtlnde hierfttr sind, dap damit

die ftlr die postalische Heranziehung von durch den Zähler nicht er-
reichbaren Personen bzw. Haushalten und Auskunftsunwilligen erforder-
liche genaue Bezeichnung von Name und Anschrift der betreffenden

Personen zur Verftlgung stehen und
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- die Arbeit des Zählers fllr dae Auffinden und Zusamenfagsen der Perso-

nen zu Haushalten bzw. I{ohnungsgemeinschaften wesentlich erleichtert
wird.

Die MeldereglsterauszUge haben bel der ZBhlung 1987 damit wesentlich

dazu beigetragen, den Umfang von Nacherhebungen insbesondere bei unvoll-
ständig ausgefullten Erhebungsbogen durch die Erhebungsstelle zu begren-

zen. Auperdem waren sIe hllfreich bei der späteren Bearbeitung der Erhe-

bungsbogen in der Erhebungsstelle und lm Statistischen Landesamt.

Welche Angaben aus den Meldereglsterauszügen dem Zäh1er mitgegeben

werden dtlrfen, sollte bei einer ktlnft.igen Zählung allerdings bundesein-

heitlich festgelegt werden. Die Erfahrungen von L987 zeigen, dap die je-
weiligen Landesdatenschutzbeauftragt"r,'hi"rro unterschiedliche Auffas-

.sungen vertraten und dementsprechend unterschiedliche Regelungen die

Folge waren. Die Begehungsliste/Namensliste des Zählers sollte dabei aus

erhebungsorganisatorischen Grtlnden (fremdsprachliche Version der Erhe-

bungspapiere) möglichst auch die Staatsengehörigkeit der Personen ent-

halten.

Es sollte geprüft werden, ob ktlnftig die Nutzung externer Datenbestände

für die Vorbereitung und Durchftlhrung der Zählung erweitert und ggf.

auch auf die jeweiligen Verhältnlsse des Landes/der Gemeinde angepaBt

werden kann. Beispielsweise wären Unterlagen von Wassemerken u.a. ftlr
dle Feststellung von Gebäudeeigentümern, Unterlagen der Innungen, Hand-

werksrollen etc. zur vollständigen Erfassung der Arbeitsstätten zu

nutzen. Angaben tlber die zu erfassenden Arbeitsstätten aus der Gebäude-

vorerhebung reichten demgegentlber häufig nicht aus, da sie oft unvoll-
ständig \raren und 1987 ohnehin nur ftlr Gebäude mit l{ohnraum erhoben

werden durften.

5 Rtlcksabe der Erhebunssunterla durch den Auskunftspflichticen

Die idea!§pische Zählung$ituation (Verteilen gg! Eineammeln der Erhebungsunterlagen

durch den Zähler) konnte aulgrund der lm Volkszählungsgesetz 1987 eröflneten Riickgabe-

mögtichkeilen in einzelnen Regionen auch nlcht annähernd erreicht werden. Die Bedingun-

gen tür den postallschen Rückversand und die getrennte Auslüllung von Erhebungsunter-
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lagen in Mehrperaonenhaushalten mäpten deshalb künltig überdacht werden, um Zählungs-

anlorderungen und Datenschutzbelange gleichgewichtiger in Einklang zu brlngen.

Aufgrund von § 13 Abs. 4 des VZe L9S7 bestand ftlr den Auekuäftspflichti-
gen die Möglichkeit, die ausgeftlllten Erhebungsbogen gebtlhrenfrei per

Post an die Erhebungsstelle zu senden. Von dieser Mögllchkeit nachten

weit mehr Auskunftspflichtige Gebrauch als ursprllnglich angenomren, iur

Bundesdurchschnitt rd. ein Drittel, ln Gropstädten 50 und mehr Prozent.

Hierzu dttrfte auch beigetragen haben, dag vereinzelt ZEhler, die diese

Aufgabe nicht freiwilllg tlbernormen hatten, sich eines GroBteils ihrer
Arbeiten entledigen konnten, indem sie den Auskunftspflichtigen die
postalische Rtlckgabe entsprechend nahelegten. Damit verlagerten sich die

meist,en der Zusarmenftlhrungs- und Prtlfaufgaben sowie die Erstellung der

Regionallisten vom Zäh1er neg ln die Erhebungsstellen, d.h. in die Ge-

meinden, auf die ein mit frtlheren Zählungen nicht mehr vergleichbarer
Arbeitsaufwand zukam.

Postalische Rllcksendung in Verbindung mit getrennter Rückgabe von Erhe-

bungsunterlagen einzelner Haushaltsmitglieder erschwerten die Vollzäh-
ligkeitskontrolle durch den Zähler oder schlossen sie ganz aus; Rtlckfra-
gen (einschlieplich Korrekturen) durch ihn waren unnöglich. Das hatte
zur Folge, dag die Erhebungsstellen insbesondere in Gropstädten mit
Rtlcklaufkontrollen sehr stark belastet waren. Das nachtregliche Einsor-

tieren der Volkszählungsbrlefe in gropem Umfang, das ständige Überar-

beiten der AupenstEnde und der Mahnlisten us!r. verursachte teihreise er-
hebliche Verzögerungen und einen groBen Arbeitsaufwand, der mit zu-

sätzlichen Kosten verbunden war.

Die Folge war, dap die Lieferung der Erhebungsunterlagen an die Stati-
stischen Landesämter vielfach nur schleppend vor slch ging und häufig
auf Teillieferungen zurtlckgegangen werden mupte, um den Zeitplan einzu-

halten und dle vorhandenen Arbeitskapazltäten kontinuierlich auszu-

lasten. In einem Landesamt ging die leczte Teillieferung erst lm Mai

l-988, d.h. zwöIf Monate nach dem Zählungsstichtag ein. Dies bedeutete,

dap eine relativ hohe Zahl von Nachlieferungen in die laufende Aufberei-
tung einzubringen war. Diese Angaben wurden teilweise noch während der

maschinellen Plausibilit,ätskontrollen in die DatensEtze eingebracht.
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Die Möglichkeit der Auskunftspflichtigen, dle Erhebungsbogen nicht mit

den ubrigen Haushaltsmltgliedern zusauuren, sondern fttr sich allein aus-

zuftillen (§ L3 Abs. 3 VZG 1.987) und auch gesondert abzugeben (§ 13

Abs. 4) ist selten in Anspruch genogulen worden. Zu Schwierigkeiten bei

der Feststellung des Wohnungs- und Haushaltszusastrlenhangs kam es

insbesondere bei Mehrpersonenhaushalten, wenn die einzelnen l'litglieder
ihrer Auskunftspflicht zu unterschiedlichen Zeitpunkten und teilweise

erst nach übersenden weiterer Erhebungsbogen nachkamen. Diese Probleme

traten vor ellem dann auf, lrenn vom Zähler keine HaushaltszugehÖrigkeit

ermittelt worden war, z.B. bei I{ohngemeinschaften.

Der erhöhte Arbeitsaufwand infolge der Veränderungen der rechtlichen

Rahrnenbedingungen der Zählung und der Einstellung der Bevölkerung zur

Zäh1ung hat das Erhebungestellenpersonal vor hohe Anforderungen ge-

stellt. Die geforderte personelle Abschottung der Zählungsdienststellen

hatte dabei positive wie negative Auswirkungen. Einerseits war in vollem

Umfang eine Konzentration auf dle Zählungsaufgabe möglich, endererseits

fehlten vielfach die notwendigen Erfahrungen oder Organisations- bzw.

Ortskenntnisse, oder die Zählungsaufgabe mrrde unterschätzt. Hinzu kam,

daB den Erhebungsstellen nicht alle rechtlichen Möglichkeiten ftlr eine

effiziente Wahrnehmung der ihnen übertragenen Aufgaben zur Verftlgung

standen. So wäre es aus der Sicht der Statistischen Landesämter dringend

geboten, den Erhebungsstellen ktlnftig zu gestatten, bei Nacherhebungen

auch andere Haushaltsuritglieder tlber die betreffende Person befragen zu

können.

Vl. Auf bereitungstechnische Konsequenzen

L. Einfluß der restriktiven Trenn-. Lös ch- und Vernichtungs schriften

Die Vorschraften im \/IZG 1987 äber die organisatorische Behandlung der Hillsmerkmale im

Zählungsabtauf dürften nicht abschliependen Regelungscharakter lür künftige ählungen

haben. Auch hier müpten Lösungen gelunden werden, die der Erlüllung der statistlschen

Aulgabenstellung wieder den gleichen Stellenwert wie dem Datenschutz einräumen.

Die Trenn-, Lösch- und Vernichtungsvorschriften im Volkszählungsgesetz

1987 waren das Ergebnis eines dlfferenzj.erten Prozesses politischer

l{ilIensbildung, und sie zählten zweifelsohne zu den notwendigen Bedin-
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gungen elner Volkszählung zurn daurallgen Zeitpunkt. Andererseits haben

sie

- in den Statistischen LandesEmtern zu erheblLchen Belastungen und

Kostensteigerungen geftlhrt sowie

- die Ausrrertungsmöglichkeiten des unter hohem Arbeits- und Kostenauf-

wand gewonnenen Datenbeetandes eingeschränkt.

So mupten aufgrund von § 15 Abs. 1 VZG 1987 innerhalb der abgeschotteten

Aufbereitungsstelle des Landesamtes nochmals abgeschottete Räunlichkei-

ten zur getrennten Aufbewahrung der Hilfsmerlorale geschaffen werden. Da

nach erfolgter Eingangskontrolle die Unterlagen mLt Erhebungsmerkmalen

ohne die Möglichkeit eines unnittelbaren Rtlckgriffs auf die Hilfsmerk-

male (im Haushaltsmantelbogen bzw. in der Namensleiste der Regional-

liste) weiter zu verarbelten lraren, war es z.B. erforderlich, das bei

der Aufbereitung angewandte Ordnungs system ( Bündeleinteilung /Arbeits -
paketbildung) parallel mit erheblichem Kosten- und Zeitaufwand auch für
Unterlagen mit Hilfsrnerknalen zu ftlhren. Bei nachträglich eingegangenen

Erhebungsunterlagen waren zudem grope Such- und Sortierarbeiten
erforderlich, usl d1e entsprechenden Unterlagen auszutauschen.

In den Arbeitsgängen nZusamrenführungn und "(maschlnelle) Plausibili-
tätskontrollen', bei denen nochmals auf das Einzelnaterial zurtlckge-

griffen werden mupte,. fUhrten die Trennvorschriften ftlr das Heraussuchen

der Originalbelege zu einem erhöhten Personal- und Zeitaufwand. Für die

Klärung von Zweifelsfragen, die erst im Zuge der sachloglschen Konsl-

stenzprUfungen der tabellierten Ergebnisse auftraten, standen Original-
belege nicht mehr zur Verftlgung, da nach § L5 Abs. Z VZG deren relativ
frtlhzeitige Vernichtung - weit vor Abschlup der Ergebnisausvtertungen und

der technisch-organisatorisch nachzulagernden Plausibilitätskontrolle
der Pendlerangaben - vorgeschrieben war.

Die Vorgabe in § 15 Abs. 4 VZc schlieplich, nämlich die Hilfsmerkmale

'strape und Hausnustster' in den Datensätzen zu löschen, sobald ihre Zuge-

hörigkeit zur kleinräuurigen Gliederung festgelegt wer, machte eine nach-

rrägliche Auswertung von Ergebnissen unterhalb der Gemeindeebene ftlr Ge-

meinden ohne entsprechendes Gliederungssystem (also insbesondere ftlr
kleinere Gemeinden bis zu mittleren Städten) unnöglich. Nachteilig war
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die Löschung von Hausnuurern auch dann, wenn das klelnräumige Gllede-

rungssystem fehlerhaft oder in Hinblick auf bestismte Ausrrertungszwecke

unzureichend aufgebaut worden lrar. Fllr einige Abgrenzungen, z,B. Stiru-
bezirke, ist die rär:mliche Zuordnung meist nicht mehr möglich' z.B. wenn

die Grenzen innerhalb einer Blockseite verlaufen, wie dies bei Stinulbe-

zirken der Fall ist. Zudem slnd Feh1er bei der maschinellen Zuordnung zu

einer Blockseite nlcht mehr nachzuvollziehen, wenn es keine maschinell

geftlhrte Referenzdatei fUr Blockseiten und Strapenschltlssel gibt.

Bei notwendigen Gebietsstandsbereinigungen der Ergebnisse der Vo1kszäh-

lung 1987 werden diese Löschungsvorschriften auch ktlnftig erhebliche

Probleme mit sich bringen, da sie zun Teil eine solche Bereinigung nur

unzureichend zulassen und damit im Laufe der Jahre den Wert der Volks-

zählungsergebnisse auf tiefer regionaler Ebene zwangsläufig mindern

werden.

2. Verfahren zur Ergänzung von totalen und partiellen AntwortausfBllen

Die ablaulorganisatorisch notwendlge Ergänzung von Antwortauslällen aus den lnformatio-

nen der Melderegister gem. § 11 Abs. 3 \/ZG 1987 bedarl künftig einer Klarstellung bzutt.

Verbesserung.

Da mit dem Ersatz originärer Zählungsangaben durch sekundärstatistische

Informationen ein Qualitätsverlust des Datennaterials verbunden ist,
mttpte durch entsprechende bundeseinheitllche Regelungen vor allem der

methodische Ergebnisvergleich besser sichergestellt werden.

tlegen der Bedeutung der festgestellten Einwohnerzahlen sollte das Ver-

fahren zur Feststellung der Existenz von Personen rechtlich und organi-

satorisch bundeseinheittich geregelt werden. Zu diskutieren wäre, welche

Mindestanforderungen an die Durchftlhrbarkeit von derartigen Materialer-

gänzungen gestellt.werden sollten und ggf. auch, ob und in welcher Form

die Geneinden hieruber den Statistischen Landesärntern gegentlber einer

Begrtlndungspflicht unterllegen sollten.

Die Regelung, nach der gem. § 11 Abs. L VZG 1987 die von der Meldebe-

hörde an die Erhebungsstelle zur Organisation der Zählung tlbermittelten

Angaben mit Ausnahme der Vor- und Familiennamen auch bei Antwortaus-

fä11en verwendet werden konnten, hat sich besonders bei totalen Ant-
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wortausfällen als notwendig er*riesen. Allerdings gilt diee nur fttr die
reine Personenzahl elnschlieplich der demographischen Grundslerksrale. Dle

Ersatzvornahne im Hauehalts- und Wohnungszusamenhang enries sich insbe-

eondere bei nichtverheirateten Paaren und bei Wohngemeinschaften als
problematisch. In solchen Fällen konnte im Einzelfall eine Doppelerfas-

sung einer Wohnung nlcht ausgeschlossen werden, wenn nicht durch ander-

weitige Angaben (2.8. ZahI der I{ohnungen isr Gebäude laut Gebäudevorer-

hebung) gegengesteuert werden konnte. Hier wäre evtl. bei einer künfti-
gen Volkszählung die Verwendung weiterer ttelderegisterangeben, bei-
spielsweise - sorreit vorhanden - auch zun Familienzusasulenhang,, von

Nutzen

Künftig sollte sichergestellt werden, dap aIle Melderegisterangaben, die

den Erhebungsstellen nach den Volkszählungsgesetz zur Verfugung st,ehen,

auch ftlr die nErsatzvornahme' genutzt werden können. So sollten - enders

als 1987 zugelassen - Vor- und Familiennamen zur Anlegung eines Haus-

haltsmantelbogens und zum Ausftlllen des Namenstells der Regionalliste
herangezogen werden können, un auch bei Ersatzvornahmefällen eine ord-

nungsgemäpe Eingangs- und Vollzähligkeitekontrolle zu gewährleisten.

Es sollten den Erhebungsstellen generell nehr Möglichkeiten zugestanden

werden, zur Vervollständigung der Erhebung und Qualitätsverbesserung des

Daterunterials auch Angaben verwenden zu können, die allgemein bekannt

oder öffentlich zugänglichen Quellen zu entnehnen sind. So sind z.B. ftlr
Bewohner von Schwesternwohnheimen die Beteiligung am Erwerbsleben, das

Pendlerziel, der Wirtschaftsäreig und die ausgeUbte Tätigkeit offenkun-

dig. Bei bestitrElten wohnungsstatistischen Angaben wie FlEche, Raunzahl,

Beheizungsarr, öffentliche Förderung der Wohnung besteht die Möglich-

keit, Informationen zu nutzen, die bei der Erhebung von benachbarten

Wohnungen oder Gebäuden gewonnen wurden. Welche Informationsquellen
hierbei in Betracht kommen, bedarf allerdings sorgfältiger Prüfung, um

negative Auswirkungen auf die Akzeptanz der Volkszählung in der BevöIke-

rung zu vermeiden.
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Vll. EroebniserstellunE

L. Beschleuniguns der Erseb

Bel einer künftlgen Zählung solhen Vorkehrungen dalür getrotlen werden, dap aus sämtli-

chen Zählungsberelchen sowohl ercte Eckwerte als auch - in zeitllcher Staflelung - sach-

llch tleler gegllederte Ergebnlsse deutllch lrüher als bei der letzten Erhebung bereitgestellt

werden.

Aus der Volkszählung 1987 vnrrden - ähnlich wie bei frtlheren Zensen -
erste (allerdings zum Teil vorläuflge) Ergebnisse nach ca. 18 Monaten,

weitere Merksralskombinatlonen aus den einzelnen Zählungsbereichen teil-
weise allerdings erst urit gröperen Zeitverzögerungen vorgelegt. Die suk-

zessiv durchgeftlhrte Aufbereitung entsprach grundsätzlich den konzeptio-

nellen Planungen, jedoch wurde sran damit - auch wegen unvorhergesehener

Probleme - den Konsumentenvorstellungen nicht imter gerecht. Zu einer

deutlichen Kritik von seiten der Konsumenten hat z.B. auch die
organisatorisch nachgelagerte Aufbereitung der Pendlerangaben geführt,
deren Ergebnisse besonders dringend benötigt wurden.

Mit dem Ziel einer beschleunigten Ergebniebereitstellung werden Möglich-

keiten einer Straffung einerseits der Erhebungsphase, andererseits des

Aufbereitungsverfahrens zu prttfen sein. Eine Verktlrzung der Erhebungs-

phase, d.h. des Zeitrauns zwischen Zählungsstichtag und Lieferung der

letzten Erhebungsunterlagen an das Statistische Landesamt, liepe sich

zum Beispiel durch Einschränkung des postalischen Rtlcklaufs und extensi-

vere Nutzung externer Datenbestände ftlr die Vorbereitung und Durchftlh-

rung der Zählung sowie ftlr die Ergänzung fehlender Angaben in unvoll-
ständig ausgeftlllten Erhebungsbogen oder im Falle totaler Antwortaus-

fälle (Ersatzvornahne) erreichen.

Überlegungen, Zeitgewinn ftlr die Ergebniserstellung durch eine Verktlr-

zung der Aufbereitungsphase zu erzielen, betreffen sowohl technisch-

organisatorische als auch fachlich-inhaltllche Faktoren. So wird ange-

regt., rechtzeitig die Konzepte der Datenerfassung zu tlberdenken und nach

Möglichkeit Prtlfprogramme zu entwickeln, dle bereits vrichtige Eckdaten

im Rahmen der Einlesung plausibilisieren; nach den Erfahrungen von 1987

mupte kUnftig auch ein besseres Konzept für die Abstisurung der Ergeb-
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nisse einzelner Tabellen bzw. -felder verftlgbar eeln. Notwendige Prlori-
tätensetzungen bei der sukzeselven Aufbereitung mllpten neu tlberprttft
werdeni zu tlberlegen wäre z.B. das Vorziehen der pendlerBtatistischen
Inf ormationen vor r:rnf as eend gegl iederten beruf I I tati s ti schen Angaben.

Voraussetzung für eLne Beschleunigung der Ergebniserstellung wäre auper-

dem die wesentlich frtthere BereLtstellung endgtlltig auegetesteter EDV-

Prograuure ftlr die Ergebnistabellierung, die eine zeitliche Straffung
aller hierftlr notwendigen sachllch-inhaltlichen solrie technisch-organi-
satorischen Vorarbeiten erfordert.

2. Tabellenprograursr

Für eine känftige Volkszählung sollte dae Tabelllerungsprogramm lnhaltllch-konzoptionell

unter Borticksichtigung der heutigen technischen Gegebenheiten neu übedacht werden.

Zte! müpte elnerceits ein lilr dle Konsumenten überslchtllches und veröttentllchungsreifes,

gleichwohl alle Erhebungsbereiche und thematlschen Schwerpunkte umiassendes Darstel-

lungsprogramm oein, in dae auch praktlkable maschlnelle Geheimhaltungsveriahren bereits

elngearbeitet eind. Aupedem mässen Vorkehrungen getroflen werden, um auf Bundes. wie

Länderebene flexibler ad hoc auftretenden Konsumentenwünschen gerecht werden zu

können.

Das Tabellenprograum der Volkszählung 1987 war nur in Teilen als Veröf-

fentlichungsprograrur konzipiert und enthielt auch eine ganze Reihe

Tabellen (insbesondere zun Haushaltszusatrmenhang), die sich nicht ohne

weiteres ftlr die Veröffentlichung eigneten und deshalb eher als Arbeits-
und Vorratstabellen zu bezeichnen waren. Das nach dem Muster frtlherer
ZBhlungen aufgebaute und mit den Konsuglent,en - im Rahmen der gegebenen

Möglichkeiten - inhaltlich abgestirmte Tabellenprogramr hat sich in Auf-

bau und Inhalt jedoch nur eingeschränkt bewtshrt. Trotz beachtlicher
sachlicher und regionaler Gliederungstlefe, dle zu einem erheblichen Um-

fang des nstandardtabellierungsprogratrulsn führte, waren - wegen des fttr
die Realisierung benötigten Zeitbedarfs - nicht nur organisatorisch
schwer zu handhabende Vorabtabellierungen, sondern auch mehrere Program-

mergänzungen zu erstellen.

Mit deut.licher Reduzierung eines Standardtabellierungsprograurlls, das

sowohl modernen Veröffentlichungsanforderungen als auch einer voll-
ma s chinel len Bearbeitung unter Geheimtraltungsge sichtspunkten Rechnung
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tragen würde, liepen slch - gemeooen an den Erfahrr:ngen rolt der Zählung

1987 - zugleich Zeitgewirure erzLelen. Hlnalchtltch der naechinellen Ge-

heimhaltung von Angaben wären elndeutlge und einheltliche, von Auslegun-

gen möglichst unbeelnfluBbare Vorgaben Jedoch unerlBplich.

nArbeitstabellenn auf Vorrat in sehr gropem Umfang sind bei den heutigen
technischen Gegebenheiten unzwecksräpig und unzurelchend. Konzepte, wie

sle noch im Tabellenprogretm der Volkszählung L987 vorgesehen rraren, be-

rtlcksichtLgen nLcht hlnreichend, dap urit den rasch sich vollziehenden
geeellschaftlichen Veränderungen Anpassungen der Konsunenteffstlnsche ein-
hergehen, die zwangsläufig nicht unfassend antizipLert werden können. An

die Stelle umfassender Vorratstabellierungen sollten deshalb hoch-

flexible Aufbereitungsverfahren treten; zr:mindest eollte geprtlft werden,

inwieweit der Umfang konplerer Ergebnistabellierungen ftlr allgemeine

Darst,ellungszwecke zugunsten gezielter Ergebnisnachweisung ftlr bestismte
Konsuslentengruppen reduziert werden könnte. Unter Aufwand- und Zeitge-
sichtspunkten mtlssen dabei dle Belange aller Aufbereitungsebenen (Bund,

LBnder und Gemeinden) bertlcksichtlgt und im Zählungsgesetz eindeutlger
festgelegt werden. Auperdem sollten die Möglichkeiten des Bundee verbes-

sert werden, auf Datenanforderungen der Bundesressorts und anderer Bun-

desstellen (sorsie der ftlr die Bundesressorts tätigen Forschungeeinrich-

tungen), dLe tlber die verftlgbaren Ergebnisnachweisungen hinausgehen,

schnell und kostengünstig reagieren zu können. Als denkbare Lösungen

sollten die Bereitstellung von Einzeldaten aus Stichproben, tief
aggregierte Daten in Form von Kurzbandsätzen etc. zwischen Bund und

Ländern ftlr eine zuktlnftlge Zählung verbindlich vereinbart werden.
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WdVOLKSZAHLUNG 1987

Haushaltsmantelbogen
Der Haushaltsmantelbogen mit seinen Angaben dient allein
zur Organrsation der Zählung. lhr Name hillt lediglich, die
Vollzähhgkeit der Erhebung zu gewährleisten; er wird nicht
zusammen mit lhren Angaben aus dem Personenbogen oder
dem Wohnungsbogen auf elektronischen Datenträgern gespei-
chert, Mit Strchtag 25. Mai 1987 findet nach 17 Jahren wieder
erne Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstät-
tenzählung statt. Die Rechtsgrundlage hrerlür ist das Gesetz
über eine Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeits-
stattenzählung (Volkszählungsgesetz 1987) vom 8. 11. 1985
(BGBI 1S.2078) in Verbindung mit dem Gesetz über die Statistik
für Bundeszwecke (BSlatG) vom 14.3.1980 (BGBI.lS.289).

Wichtig !

Für leden Haushalt muß ein gesonderter Haushaltsmantel-
bogen angelegt werden.

Zu einem Haushalt zählen alle Personen, dre gemernsam
wohnen und wrrtschallen. Wer allern wrrtschaltet, bildet ernen
eigenen Haushall.
Tragen Sie bitte lhre Anschrift, Familien-, Vornamen aller
Haushaltsmitglieder und die Heft-Nummer lhres Haushaltshef-
tes (das ist die Nummer rechts oben auf dem Wohnungs- und
Personenbogen) in den Haushaltsmantelbogen ein. ln die
Bemerkungsspalte können Sie eigene Hinweise, z.B. Postver-
sand, eintragen.
Um lhnen das Ausfüllen der Erhebungsvordrucke zu erleichtern,
enthält dieser Bogen hierzu einige allgemeine Hinweise und
Erläuterungen zum Wohnungsbogen und zum Personenbogen.
Falls Sie noch Fragen haben, z.B. über die Notwendigkeit der
Zählung, das Statistikgeheimnis, die Aufgaben der Zähler, die
Vernichtung der Erhebungsvordrucke, können Sie entspre-
chende Hinweise den "lnlormationen zur Volkszählung 1987"
entnehmen.

Anschritt:

Gemeinde Gemeindeterl

StraBe Haus-Nr.

Um evtl. Rücktragen zu erleichlern, bitlen wir um ,reiwillige Angabe der Teletonnummer. Tel.-Nr

Verzeichnis der Personen
(Bei 11 und mehr Personen im Haushalt bitte weiteren Haushaltsmantelbogen auslüllen)

Lld. Nr.
der Person

Famrlienname, Vorname Heft-Nummer Bemerkungen

1

2

3

4

5

(O\
,YO>
2V

6

7

8

I

10

§.\NV
\\\»

\)
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Hinweise zum Ausfüllen der Erhebungsvordrucke
Aus Gründen der Übersichttichkeit und besseren Lesbarkeit wurden nicht immer weibtiche und männtiche

Bezeichnungen der einzelnen Personengruppen verwendet. Wir bitten hierfür um lhr Verständnis.

Allgemeine Hinweise

a) Für ieden Haushalt ist ein Wohnungsbogen und für jede Person
im Haushalt ein Personenbogen auszufüllen, beispielsweise auch
für Säuglinge, Hauspersonal und Personen mit weiterer Woh-
nung oder UnterkunlUZimmer (2.8. auswärts wohnende Eruerbs-
tätige, Schüler, Studenten, Grundwehrdienstleistende, Zivil-
dienstleistende), auch wenn sie am Tage der Zählung nicht
anwesend sind. Dazu gehören auch Personen in Gemeinschatts-
und Anstaltsunterkünften, die noch im Haushalt gemeldet sind.
Bei Haushalten mit mehr als 5 Personen sind die Personenbogen
eines zweiten Haushaltsheftes zu verwenden. Der zweite Woh-
nungsbogen wird dann nicht noch einmal ausgelüllt, sondern leer
zurückgegeben.

b) Personen mit mehr als einer Wohnung in der Bundesrepublik
Deutschland einschlieBlich Berlin (West) zählen in ieder Wohnung
zu einem Haushalt. Für ieden dieser Haushalte ist ein Haushalts-
mantelbogen, ein Wohnungsbogen und tür,iede Person in diesen
Haushalten ein Personenbogen auszufüllen.

c) Personen, die in Gemeinschatts- und Anslaltsunterküntten leben,
füllen dorl,
wenn sie elnen elgenen Haushalt lühren, sowohl einen Woh-
nungsbogen als auch einen Personenbogen und den Haushalts-
mantolbogen aus ;

wenn sie keinen eigenen Haushalt führen, nur einen Personen-
bogen aus (wenn sie außerhalb der Gemeinschatts- und Anstalts-
unterkunft keine weitere Wohnung hab6n).

d) Der Wohnungsbogen enthält im unteren Abschnitt auch noch
Fragen zum Gebäude. Diese Fragen sind nur dann von den Eigen-
tümern odsr VeMallern für Gebäude mil Wohnraum zu beantwor-
ten, wenn sie nicht bereits ernen Gebäudebogen im Rahmen einer
Vorerhebung 1 986/87 ausgelüllt haben.

Rückgebe der Erhebungsvordrucke :

Sie können die ausgelüllten Fragebogen tür den Haushalt oder lür
sich allein

- d6m Zähletldel Zählerin aushändigen oder in verschlossenem
Umschlag übergoben,

- innerhalb einer Woche bei lhrer Erhebungsstelle abgeben oder
dorthin übersenden. Der Versand ist lür Sie portotrei, wenn Sie
den amtlichen Umschlag verwenden, den Sie auf Anforderung
vom Zähler/von der Zählerin erhalten.

Wenn Sie die Unterlagen in einem verschlossenen Umschlag über-
mitteln, dann schreiben Sie bitte lhren Vor und Familiennamen
sowie Gemeinde, Straße und Hausnummer aul den Umschlag.

Hinweise zum Ausfüllen

Die Wohnungs- und Personenbogen werden maschinell gelesen. Wir
bitten Sie deshalb, diese Erhebungsvordrucke mit Bleistift auszufül-
len, nicht zu knicken und nicht zu lalten.

Bei den meisten Fragen sind nur die vorgegebenen Antwortkatego-
rien zu markieren, einige Fragen sind aber auch in Klartext bzw. mit
Zahlenangaben zu beantworten.

Belsplel:

o 8..eUiä'Bäa

Q Geburrsangaben a) Geburtstahr

(D
t

Klartext bitte
in Druckbuchstaben\J f

,l

1. Januar bis 24. Mai
25. Mai bis 31. Dez.

g q .l L

{ zanrcnangabe

b) Geburtsmonal

@ Geachlecht

@ Familtenrtand

Zu wolchom Wlrtrchaft.zwelg (Br.ncho, BGhörd.)
gehört dcr Betrlcb (Flrm., Dlen.l.lllle),
ln dem Slc lällg slnd?

ttbonu;lA -E;qul lrnu

männlich
weiblich 

-

Zutreffende Antwort
bitte so markieren
(möglichst mit Bleistift)

ledig
verheiratet

venvitwel
gEschieden

Klartext bitte+ 1,, Druckbuchstaben

t Fr"g"n, dis im Wohnungsbogen und im Personenbogen mit t gekennzeichngt sind, w€rden aul den nächstsn Seiten erläuterl.
Sie können darüber hinaus lhren Zähler/lhro Zähl€rin lrsggn odei lhrs Erhebungsstelle anrulen und um wailoro ErläutorungEn bilton.
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Erläuterungen zu den Wohnungsangaben Erläuterungen zu den Gebäudeangaben

Zu Frage Q: Bewohnen Sle die Wohnung/Räume als . . .

Haushalte in Wohnheimen markteren dre Kalegorre "b) Hauptmiete(rn) (ern-

schheßlich Altenlerl).. sofern sie nrcht EigentÜmer der Wohnung sind.

Zu Frage @: tst dle Wohnung eine Frelzeitwohnung?
Ern€ Wohnung. rn der Personen |edrghch ihre Freizert verbringen (2.8. am
Wochenend€. währ€nd des Urlaubs. der Ferien). wird als Frerzertwohnung
bezeichn€t. Sre kann

- von Ergentümern selbst genutzl werden,

- an Dritte v€rmrelet werden oder

- an Dritte kostenlos üb€rlassen werden.
Oie Vermietung kann erfolgen

- über die Eigentümer,

- über elnen Hotelbetrieb oder über erne sonslrge Organrsation.
Freizeitwohnungen kann es in jedem Gebäude geben (2.8. Wochenend- und
Ferienhaus, Mehrf amrlrenhaus).

Zu Frage @: Wird dle Wohnung überwiegend beheizt mit . . .

a) Bei Fern- und Blockh€izungen werden die Wohnungen mehrerer
Gebäude von einer zenlralen Heizquelle aus beheizt.

Bei Zentralheizung versorgt di€ zenlrale Herzquelle die Wohnungen nur
€ines Gebäudes.
Bei Etagenheizung warden die Räume einer Wohnung von einer nur für
diese Wohnung bestimml€n Hetzquelle beheizl.

b) B€i Fgrnheizung isl immer,Fernwärme. zu markieren.

Zu Frage @: Wie vlele Räume der Wohnung
haben mindestens 6 Quadralmeter?

Zur Wohnung zählen auch auBerhalb des eigentlichen wohnungsabschlus-
ses liegende Räume (2.B. Mansard€n) sowie zu Wohnzwecken ausgebaute
Keller und Bodenräume.

Zu Frage @: Wie groB ist die Fläche der gesamten Wohnung?
Mieter können die Fläche der Wohnung im allgemernen dem Mietvertrag
entnehmen.

- Flächen, die unter einer Schräge liegen, sand halb zu rechnen,

- Balkone sind zu ein€m Viertel zu rechnen,

- Keller- und Bodenräume (Spoiche4 bleiben unbarrücksichtigt, wenn sie
nicht zu Wohnzwecken ausgebaut sind.

Zu Frage [: Gebäudeart
Wohngebäude werden mrndestens zur Hälfle für Wohnzwecke qenutzt; ber
sonstlgen Gebäuden mit Wohnraum wirci weniger als dre Hällte der
Gesamlnutzllache fur Wohnzwecke genutzt - der überwregende Terl drent
gewerblichen, sozralen, kulturellen oder Verwaltungs.Zwecken.

Eewohnte Unterkünlte srnd behelfsmäßige Baulen zur vorübergehenden
Nutzung. Hrerzu zählen z.B. Baracken. Behelfsheime, festverankerte Wohn-
schille, Bauzuge und Gartenlauben

Wohnhoime drenen den Wohnbedürtntssen bestimmter Bevölkerungskrerse
z,B. Studenten, alterer Menschen. Ein Gebäude kann vollständig als Wohn-
heim dienen; dann fuhrt es meistens dre Bezeichnung "Wohnhetm", z.B.
Sludentenwohnherm, Allenwohnhetm. Schwesternwohnheim. Wohnherm f ür
Mutter und Kind Andererserts kann ein Gebäude nur terlweise ais Wohnheim
genutzt werden (2.8. Altenzenlrum)

Zu Frage [: Sind Wohnungen im Gebäude mit Mittetn
des sozialen Wohnungsbaus gelördert?

Siehe die Erläulerungen zu den Wohnungsangaben (Frage 8).

Erläuterungen zum Personenbogen

Zu Frage @: Rechttlche Zugehörigkeit
zu einer Religionsgesellschalt

Zu Evangelischen Freikirchen zählen u.a. der Bund Evangelisch-Frei-
krrchlich€r Gemeinden (Baptisten), die Evangelisch.methodistrsche Kirche,
der Bund lreier evang€lischer Gemeinden in Deutschland, die Vereinigung
der Deutschen M€nnonit€ngemeinden. Zu "andere Religionsgesellschaf-
ten" zählen auch die Altkatholiken, dre Griechisch-Orthodoxen und die
Siebenten-Tags-Adventisten.

Zu Frage @: Wetche Staatsangehörigkelt haben Sie?
Besteht neben der deutschen noch eine weitere Staalsangehörigkeil, so ist
,deutsch. zu markaeren. Staalenloso oder Personen mit ung€klärter
Staalsangehöilgkeit markieren 'sonstige/keine.. Zu den 'übrigen EG-S!aalen.
g€hören Belgien, Dänemark, Frankreich, Gro8britannien und Nordirland,
lrland, Luxomburg, Niederland€, Porlugal. Spanien.

Zu Frage @: Wird von lhnen noch eine weltere Wohnung. . .

Unter hloslger Wohnung ist dieienigo Wohnung zu verstehen, tür die dieser
Personenbogen ausgelüllt wird.

Bei ein€r woltoren Wohnung (UnterkunruZimmeQ kann es sich auch um
möblierte Zimmer am Arbeits- oder Ausbildungsort handeln.

Für Grundwehrdienstleistende und Wehrübende zählt die Kaserne nicht als
weil€re Wohnung. Personen, dre aul einem Schill noch eine weiter€ Woh-
nung od€r Unterkuntt haben, markieren b€i Frage 6 "nein. (Ausnahme:
l€stverankerte Wohnschille).
Für Verheiratete, die nicht dauernd getrennt leben, ist nach dem Melderechl
die vorwiegend benulzle Wohnung der Familie die Hauptwohnung. Dies tilttt
z.B. auf Wochen€nd- oder Monatspendlet bzw. Arbeitnehmer auf Montage
zu. Für alle übrigen Personen (Ledige, Verwitwete, Geschiedene sowie
Verheiratete, dio dauernd getrennt leben) ist nach dem Melderecht die von
ihnen selbst vorwiegend benutae Wohnung die Hauptwohnung. ln Zweilels-
lällen ist die vorwiegend benulzte Wohnung dort, wo der Schwerpunkt der
Lebensbeziehungen liegt.

Zu Frage @: lst dle Wohnung mlt Mitteln
des sozlalen Wohnungsbaus gelördert?

Mil Mittoln des sozialen Wohnungsbaus gelördert gelten nur solche Woh-
nungen, die nach der Währungsreform (20. Juni 1948) lertiggestellt wordsn
sind und ,ür die öfrentliche Mittel (des Bundes, des Landes od€r der
Gemeind€) zur Errichlung von Sozialwohnungen bewilligt wurden (sog.
Erster Förderungsweg).
Hi€rzu zählen u.a.

- Darlehen zur Oeckung der Baukosten (in der R€gel ötf€ntliche Baudarle-
han od€r Landesbaudarlehen gsnannt),

- Darlehen oder Zuschüsse zur Deckung der laulenden Aulwendungen
(Annuitätshillen, Autwendungszuschüsse oder -darl€hen, Zinszuschüs-
se).

Für ötl€ntlich geförderte Wohnung€n müssen bei oiner Neuvermietung
Mi€ter ein€n Wohnberechligungsschein d€r zuständigen Gemeind€- oder
Kreisbehörde (2.8. Wohnungsamt, Sozialamt) vorlegen.
Sind tür Mi€twohnungen die ötlenllichen Minel vorzeitig zurückgezahlt
worden, so gelten die m€isten Wohnungen noch bis zu I Jahren als ötlentlich
gslördert. Bei Eigenheimen und Eigentumswohnungen ontfällt in der Regel
die ötfontlich€ Bindung mit Rückzahlung odgr Ablösung der Förd€rungsmit-
t€l; bei Eigenlumswohnungen, die durch Umwandlung enlstand€n sind.
€nträllt die Bindung nur, wenn Eigenlümer als Ber€chligte im sozialen
Wohnungsbau die Wohnung selbst nulzen. Uber das Ende de, Bindungen
erhalten Eigentüm€r eino Beslätigung der zuständigen Stelle.

Nlcht zu den öttontlich€n Mineln im ob6n genannton Sinn zählen

- Autwendungsdarl€h€n nach dem Regionalprogramm des Bundes (sog.
Zweiter Förderungsweg),

- Aulbauclarlehen nach dem Laslenausgleichsg€setz,

- Wohnungsfürsorgeminel für ötfentlich Bedienst€te des Bundes, der
Länder oder Gemeinden,

- Mittel zur Förderung der Modernisi€rung oder für Maßnahmen zur
Einsparung von Heizenergie,

- 7b-Abschreibungen und sonstige Sleuervergünstigungen, Bausparprä-
mien.

Hauptmieter, denen nichl bekannt ist, ob ihr€ wohnung mit Milleln cles
sozialen Wohnungsbaus gelördert ist, machen kein€ Angab€n.
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Weitere Erläuterungen zum Personenbogen

Zu Frage @: Slnd Sle erwerbstätlg, arbeltslos. . .

Erwerbslälige sind Personen, die in einem Arbeits'/Dienstverhältnis
stehon, selbständig ein Gewerbe b€lreiben, lreiberullich odor als
milheltende Familienangehörige tätrg sind. Teilnehmer an Fortbil-
dungs-, Umschulungs- und Rehabilitationsmaßnahmen mit Arbeitsvor-
trag markieren ebenlalls "erwerbstätrg" Ehrenamtlicho Täligkeiten
gelten nichl als EMerbstäligkoit.
.Enflerbstätig bis zu 36 Std.'in der Woche. wird auch marki€rt, wenn
nur stundenweise, halbtags oder nur an bostimmt€n Tagen in der
Woche gearbeit€t wird.
Arbeitslose, die sich etwas dazuverdienon, markieren neb€n .ar-
beitslos, arbeitsuchend- auch "eniverbslätig bis zu 36 Stct. in der
Woche-.
Jugendhche im Berulsgrundbildungs,lahr markieren "nicht erwerbstä-
lig- u.6 "Schtile(in), Sludent(in)..

Zu Frage @: Leben Sie übenrviegend von.. .

Die Unt€rhaltsquelle, aus der der Überwiegende Lebensunterhalt
bestritten wird, darl nur boi unmitlelbaren Beziehern, Berechligten
markierl werden, nicht aber bei den Angehörigen. Diese markieren
ggf. 'Zuwendungen, Unlerhalt durch Ellern, Ehegatlen usw...
Stipendien sind bei ,sonstigen Untersttitzungen (2.8. Sozialhilfe,
BAföG). zu markieren; desgleichen Unterhaltsgeld nach dem
Arbeitilörclerungsgesetz lür Umschulung und Fortbildung sowie lür
Arbeits- und BerufsfÖrderung Behinderter.

Zu Frage Ot 
H""J:lähirchsten 

al! gemeinen Schulabschlu B

Bei dieser Frage ist jeweils nur die abgeschlossene Schulausbildung
zu markieren.- Schüler, die noch eine allgemeinbildende Schule
besuchen, beantworten die Frage 9 nicht.

Wurde eine Realschule oder ein Gymnasium vor Erreichen der
Minleren Reile verlassen, so ist "Volksschule, Hauptschule. zu
markieren. Bei Abgang nach Erreichen der Mittleren Reife, aber vor
dem Abitur, ist "Realschule. . ." zu markieren.

Personen, di€ eine entsprechende Schule des Zweiten Bildungsweges
(2.8. Abendgymnasium/Kolleg) besucht haben, markieren ie nach
ärreichtem AbschluB "Realschule. . .. oder "Hochschulreile (Abi-

tur). ....

Zu Fraoe 6: Welchen höchsten Abschluß an einer berufs'- - blldenden Schule oder Hochschule. . .

al Berufsfachschulen sind Vollzeitschulen, die zur Berulsvorbereitung
'oder auch zur vollen Berulsausbildung bosucht werden können. Zu
ihnen g€hören u.a. Handelsschulen, Höhere Handelsschulen,
Venraltüngsschulen, Sprachen- und Dolmetscherschulen, Haus-
haltsschulän, Schulen für Kinderpflegerinnen, Schulen tür Azthelle
rinnen, Kunstschulen und Schauspielschulen.
Berufsschulen bzw. Berulssonderschulen sind nicht unter 'Beruls-
lachschule. zu malkieren.
Fachschulen vermitteln eine weitergehende lachliche Ausbildung
im Beruf. Sie kÖnnen Vollzeit' oder Teilzeitschulen sein

Die Fachschulen werden in der Regel als ,Fachschulen lür. ..
(Berufsziel bzw. Fachrichtung)' bezeichnet, z.B.-. Fachschulen lür
technik (auch Technikerschulen), Fachschulen für Wirtschaft' lür
Landwirtschaft, lür Hauswirtschatt, lÜr Textil und Bekleictung, für
Sozialpädagogik. Hiezu zählen auch Meisterschulen.
Die Fachhochschulen sind gröEtenteils aus den lrüheren lngenieur-
schul€n und höheren Fachschulen hervorgogangen' Sie haben die
Aufqabe, durch praxisbezogene Lehre eine aul wissenschafllicher
und künstlorischer Grundlage b€ruhende Bildung zu vermitteln, die
zu selbständiger Tätigkeit im Berul befährgt. Zu den Fachhochschu'
len zählen au-ch die Venrvaltungsfachhochschulen, an denen Nach'
wuchskrätte für den gehobenen nichtlechnischen Dienst des Bun-
des und der Länder ausgebildet werden'

Unter ,Hochschule.... ist hi€r das Studium an Universitäten,
pädagogischen und theologischen_Hochschulen, Kunsthochschulen
öowie in den wissenschattlichen Studiengängen der Gesamthoch-
schulen anzugeben.

b) Hier ist der lachliche Schwerpunkl anzugeben, aul den der AbschluB-an 
einer Berutslach-, Fach-, Fachhoch-, Hochschule ausgerichtet

war, z.B. Landwirtschatt, Maschinenbau, Elektrotochnik' Betriebs-
wirtschaftslehre, Volkswirtschattslehre, Hochbau, Tiefbau, Waren-
handel, Verkehr, Bank- und Versicherungswesen' Bei Abschluß an
einer Handelsschule bitte "Handelsschule. eintragen.

Zu Frage @: Praktlsche Berufsausblldung, Dauer

a)Zur abgeschlossenen praktischen Berulsausbildung zählt neben'einer mit Ertolg abgeschlossenen Lehre/Anlernzeit auch die
erfolgreiche praktische Ausbildung z.B. als Krankenschwester oder

als Krankenpfleger. Berulslörderungslehrgänge lür Soldaten, die
mil einer Facharbeiter-, Gesellen- oder Gehiltenprülung abgeschlos'
sen wurden, sind ebenfalls anzug€ben.
Volontärzeiten, ein Praktikum sowie die praklische Ausbilclung
von Beamlen sind nicht anzugeben, ebensowentg der Abschluß
an einer berufsbildenden Schule oder Hochschule.
Bei einer praktischen Berulsausbildung tür mehr als einen Berul isl
nur die l€tzlo Ausbildung und deren Dauer maßgebend.

b)Die Dausr dieser Ausbildung ist stets aul volle Jahre aulzurunden,
z.B. 2 Jahre und 1 Monat = 3 Jahre

2 Jahre und 10 Monate = 3 Jahre
3 1/2 Jahre = 4 Jahre

Zu Frage @: Name und Anschrlft lhrer Arbeitsstätte oder- Schule/Hochschule
Hier ist die vollständige Anschritt der Arbeitsstätle anzugeben, an der
die belragte Person ihrer täglichen Beschättigung nachgeht (unabhän-
gig vom etwaigen Sitz der VeMaltung oder vom Hauptsltz des
Betriebesl. Schüler und Studenlen geben die Anschrift ihrer Schule/
Hochschule an.
Beschättigte mit häulig oder ständig wechselnd€m Arbeitsort (2.8.
Vortreter, Reisende) lragen "wechselnd" ein.
Falls mehrere EMerbstätigkeiten ausgeübt werden, ist die Anschritt
des Betriebes anzugeben, in dem die betlagte Person überwiegend
arbeil€t. lm Haushält beschättigte Personen, wie Haushälterinnen,
geben als Arbeitsslätle den Haushall an.
Berulsschüler, die in keinem Arbeits- oder Ausbildungsverhällnis
stehen, geben die Anschritt der Berufsschule an.

Der Name d€r Arbeitsstäne, Schule, Hochschule ist Hilfsmerkmal und
wird nicht gespeichert. .

Zu Fragen @, @r Welches Verkehrsmittel benutzen Sie
hauPtsächlich. ..
Wievlel Zeit benötigen Sie normaler'
weise ,ür den Hinweg. . ..

Für Personen mit wechselndem Arbeitsort (2.8. Vertreter, Reisende)
ist in Frage 13 "kein Verkehrsminel ..." und in Frage 14 "entläl|t....
zu markieren.

Zu Frage @: Slnd Sie zur Zeit tätig als. . .

Heimarbeiter markieren entsprechend ihrer ausgeübten Tätigkeit

"sonstige(r) Arbeite(in). oder "Facharbeite(in)-. Zu den Facharbeitsrn
zählen auch Gesellen.
Praktikanten und Volontäre gelten als Auszubildende.
Hausgewerbetreibende, Zwischenmeister oder Werkvertragspartner
markieren "Selbständige(r)..

Zu Frage (D: Zu welchem Wlrtschaftszwelg. . . .gehört der
Betrieb. . .., lo dem Sie tätlg slnd?

Hierbei komml es auf eine m(Elichst genaue Angabe des Wirt-
schattszweigos (Branche, Behörde) an, zu dem der Betrieb gehört, z.B-
Werkzeugmaschinenfabrik (nicht Maschinenlabrik), Eisenhütte (nicht
Hüttenweik), Lebensmittel-Einzelhandel (nichl Handel), Grundschule
(nicht Ötlentlicher Dienst), Krankenhaus (nicht StadtveMaltung).
Umla8l der Betriob mehroro Abteilungen mit unterschiedlichem
Produktionsprogramm (2.8. GieBerei und StraBenfahzeugbau) oder
ist er in anderer Bezi€hung gsgliedert (2.8. Autohandel und'reparatu0,
so ist der übeMiegende Wirtschatlszweig (Betriebsschwerpunkt) einzu-
tragen.
Soldaten tragen 'Bundeswehr. ein.

Zu Frage @, 
}IVrl?n" 

Tätigkelt, welchen Berul üben Sle

Hior isl nicht etwa der AusbildungsabschluB oder der Rang, sondern
mäglichsl genau die Bezeichnung des ausgeübten_Berufs bzw. der
geginwärti-g ausgeüblen Tätigkeit anzug€ben, z.B. Bauschlosser
(niönt Scnbsser),-Heizungsinslallateur (nicht lnstallateur), Ferntahrer
(nicht FahreQ, Bilanzbuchhalterin oder Maschinenbuchhalterin (nicht
iluchhalterini, Eleklroingeni€ur (nicht lngenieur), Kinclerärztin (nicht
Arztin), Stenotypistin (nicht Angostellte), Postsokretär (nicht Beamter),
Grundwehrdieä'stleistender, Beruts-, Zeitsoldat (nicht Soldat). Zivil-
dienstl€istende geben bine,Zivildionst" an. Auszubildende geben ihren
Ausbildungsberuf an.

Zu Frage @: Falls Sie elne Nebenenrverbstätigkelt. . .

Hierzu zählt jede weilere Erwerbstätigkeit (auch Mithrlfe im Betrieb
von Familienängehörigen), die derzeit - auch wenn nur gelegentlich

- ausgeübl wlrd, z.B. ctie Nebentätigkeit einos hauptberullichen
Schloss-ers in der eigenen Landwirtschafl. Die Tätigkeit im eigenen
Haushall zählt nicht zu den Nebenerwerbstätigkoiten.
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o Brlle Gcmelnde anqeben

Wohnungsbogen ';:l.fj'
mit Gebäudeangaben -, '

I
Recht39rundlage :

Srehe Haushaltsmantelbogen oder Erleuterungsblatt. dre
Bestandterle der Erhebungsvordrucke srnd. Stichtag: 25. Mai 1987

Dre Wohnung steht leer

Die Wohnung rst von Angehongen ausländrscher Slrertkräfte
diplomatischer. berulskonsulaflscher Vertrelungen oder der
Ständrgen Verlretung der ODR privalrechthch gemretet

G) Wie viele Räume det wohnung haben
! mindestens 6 Ouadralmele. ?-

(ohne Kucie. Bad. WC. Flutl

/:
ul
FJ
Eo,
I
U
J
J

ag:]r

ot

t

Wohnungsangaben

Bewohnen Sie die Wohnung/Räume als

a) Eigentüme.(in), Miteigent. oder Kaulanwärt.

b) Hauptmieter(in) (ernschheßlich Altenteil)

c) Unlermieler(in)
L)ntp.metelnnen) üauchen tm Wohoungsbogen
kene weleten Ftag.tn zu beantworlen

@ tst Oi" Wohnung eine Freizeitwohnung ?

Falls davon Räume untervermietet oder
gewerblich genulzt sind :

a) Anzahl der untervermreteten Räume 1

b) Anzahl der gewerbhch genutzten Räume 1

ll wie oroB ist die Fläche
Y d"r g-esamten Wohnung ?

enschheßhch Kuche. Bad wC FtuL Mansaden
und ahnhches sowe unleNermEleler odet
gewehhch genulzter RaLrme n der Wohnung)

o lsl die mit Milteln des
* sozialen gelördert ?

7

I
9

4

5

6

1

2

?
G
ul
Fg
EF
G,
cr
UJ

=
Fz
uJ
o
ü
E
L

la

2

3

3

fl wann ist der Haushalt in diese
- wohnung eingezogen ?

BnE das Einzugqatu lur das am längsen
het wohnende HaushallsmlglEd angeben

@ Sina innerhalb der wohnung

ner n

vor 1970

1970.1974

1 975-1 979

1 980.1 984

1 985

1 986

1 987

Küche

Kochnrsche

Bad/Dusche

WC

überwiegend

Gas
?

Heizöl

Strom

Kohle, Holz usw.

Fernwärme

Wohngebäude
(Gebäude mindeslens zut Hällte

lür Wohnzweke genuzt)

sonstiges Gebäude mrt Wohnraum

bewohnte Unterkuntt
G B Baracke)

volle Ouadralmeter

Ltl] '-.
nein

nein

nein

bis 3

4-6

keine

alle

nur ein Teil

volle DM

G
UJ
Fg-
F
o.
f
I

d
lrJ.
Fz
UJ

I
u.l

.E

E

ia

?

Mehrere
Antworlen
moglich

dE monalhch aulzu-
lur Wasse(. Kanalßatton.

fteppenhaus.

lw ZentoLMiele nechnen

I n YJlt,!i"#in"'"n fil al Handell es sich um eine Oienst-v 'Werkswohnung. Beruls- oder
Geschättsmietwohnung ?

fll seit wie vielen Monalen steht
- die wohnung leer ?

-
ar

L

ia

ja
Einzel- oder

b) Welcher

Mehrere
Anlworten
möglich

b) lst die Wohnung verbilligt,
kostenlos überlassen oder lst die
Miele wegen tinanzieller Vorleistungen
(2. I Mieledarlehenl ermäBigt?

FÜR LEERSTEHENDE WOHNUNGEN

7-'t2

13
Sonnenenergie,Wätmepumpe'-

Gebäudeangaben: Bitte nur ausfütlen, wenn Sie Eigentümer(in) oder Venualter(in) dieses Gebäudes sind.

I Gebäudeart
t

§ eauPt, des Gebäudes
(Jatu det Eezugsledgstellung)

Bet Eweilerungs' und
Umbauten ßl das
ußprünghche Baqahr
anzugeben, bet Wieder
aulbau nach fohßchaden
das Jatu des Wederaulbaus.

Au1erdem bei Wohnheimen:
Wird dieses Gebäude vollständig
vollständig oder tellweise teilweise
als Wohnheim genutzt ?

E ffill",l#f 
ntüme(in)' Einzelperson oder Ehepaar'

5f"ts:*f."*"r'"(oäh'ri"hS'33[g;T.iü:H:Litr'x
Gemernschatti,x,Y72}""i?tr!trii',ff;;

oemeinnütztqes Wohnungsunternehmen, Wohnungs-
bau!enossensc-h. oder OrgaÄ der staatl. Wohnungspolltrk

f reies Wohnungsunternehmen

sonstige(r) Ergentüme(rn)

78

79

80

81

82

83

84

85

86

a7

68

59

70

71

72

73

74

75

76

77

bis 1900 .

1901 -18 ,

1919-48.
1949.57.
1958.62.

63'
64'
65,
66.
67'

E sind wohnunqen im Gebaude

= 
mlt Mllleln de-s sozialen- wohnungsbaus gelördert?
(nu Erslet Foderungsweg)

0NUR vOM STATISTISCHEN LANOESAMT AUSZUFÜLLEN

I srehe Erläulerungen rm HausDallsmanlelbogen
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I I Personenbogen -;'/
Rechtsgrundlage :

Srehe Haushaltsmanlelbogen oder Erläuterungsblatl.
dre Beslandlerle der Erhebungsvordrucke srnd.
Slichtag: 25. Mai 1987

a

Falls Sie eine
Nebcnerweöstätigkeit
auaüben. handelt es
sich um eine

landwirtschaflliche

nichtlandwirtschaftliche

t

O 
Brllc Gemelndc angeben

Q Geburtsangaben 
a) Gebunsrahr

b) Geburlsmonat

@ Geschlecht

@ Familienstand

O Rectrtliche Zugehorigkeil zu
I einer Religionsgesellschatt

Romrsch-katholrsche Krrche

Evangehsche Kirche

Evangelische Freikrrche

Jüdrsche Rehgionsgesellschatt

lslamrsche Religionsgemernschatt

andere Religionsgesellschatten

keiner Religionsgesellschaft rechtlich zugehörrg

@ Wetctre Slaalsangehörigkeil haben Sie ?
t

deulsch
gnechisch

italieniSch

übrige EG-Staaten
jugoslawisch

ot Wird von lhnen noch eine weiteie
(UnterkuntUZimmer) in dei
Deulschland einschließlich Berlin (West)

a) Fü Verhetßtele. de nchl nein
lst die
benutzle ß

nein

ia

nern
Wohnung,JA

Fdlls Sp enen AbschluB an enet allgemenbtldenden bzw
berulsütdenden Schule/Hochschule haben.

@ Webtren höchsten allgemeinen
- Schulabschluß haben Sie ?

Volksschule, Hauptschule

Healschule/glerchwertiger Abschluß (2. B. Mittlere Reife)

Hochschulrerle (Abitu0, Fachhochschulreife

a)WelchenhöchslenAbschluo Berulsfachschule
an einel berutsbildenden @hne Berutsschute)
Schule oder
Hochschule haben Sie ? Fachschule

Fachhochschule (lng.-Schule, höhere Fachschule)

Hochschule (ernschließlich Lehrerausbildung)

b) Welche Haupllachrlchtung hal dieser Abschluß ?

ot Falls Sie eine praktische Berursausbildung
(2. 8. Lehrc) abgeschlossen haben :

a) Aul welchen Lehrberuf bezog sich diese
Ausbildung ?

.'t

:::
L Januar brs 24. Mai

25. Mar brs 31. Dez.

männlich

werbhch

tedrg

verherratet

verwrtwet

geschreden

@t

.i,J

z
UJ
2
oo
E
lt
Ä
u.l
J
J

IE

L

@ SinO Sie 
eruerbsrärio,) T Vollzeit (über 36 Std.'?) in der woche)

t - "'L Teilzeit (bis zu 36 Std.?) in der Woche)

arbeilslos, arbeitsuchend
tl Auch Landwde. milhellende

Femitienanoeh.eii)ä,iääa". nichterwerbstäüg
y:H{:r, SotddtenZMtdensttetstende Hauslrau,Hausmann
;ö i;; 1 y"ff ff ß:,r!E,!i:ß i:#i :12, schüre(in), srudenr(in)

@ t-eUen Sie überwlegend von Emerbs', Berulstäligkeil

t Arbeitslosengeld, -hilfe

Rente, Pension

eigenem Vermögen, Vermietung, Verpachtung, Altenteil

Zuwendungen, Unterhall durch Eltern, Eheganen usw.

sonstigen Unlerstülzungen (2. B. Sozialhilfe, BAIÖG)

NUR VOi' STATISTISCHEN LAT{DESAi'T AUSZUFÜLLEl{
G€öuf,sßhr {1 6l HauplleE Edomld
2.3 u. i. SteflG nchtung (10b) Borul (tl a) Oa@r (ll b)

Arbeils6tä(e. Schule/Hehschuls (Psndler)
Land (r2) Gemoinde (12) Sta8e (12) Hau$ummer (12)

Wnschalls-
zwerg ( 16) Ausgeubre Targke{ (14

Welches Verkehrs- kern Verkehrsmrttel (zu FuB)
mitlel benulzen
sie hauptsächlich Fahrrad

(tängste Strecke) Pkw

:J:ff*,i'#:?t u-Bahn,s-Bahn,srraßenbahn

Schule/Hochschule? Eisenbahn

Bus. sonst. ötlentl. Verkehrsminel

sonstiges (Motorrad, Moped, Mola)

Wieviel Zeit entfällt, da aul gleichem Grundstück
btnq!991 f.i9- unler ls Mrnurennonneletwetse
lür den Hinweg 15 bis unter 30 Mrnuten
zur Arbeit qder- - 30 bis unter 45 Minuten
Schule/Hochschule ?

45 bis unter 60 Minuten

60 Minuten und mehr

@ Sina se-. . acharbeite(in)

t zur Zetl lallg als sonsttge(]) Arbette(in)

AngestellreG)

Auszubildende(0

B€amter/Beamtrn. FIchte(an), Soldat, Zivrldienstl.("*:*'::*.?*./ 
l- mrt bezahtten Beschänigflen

selbständige(I) L onne oezan[e Beschänigte

mithelf ende(0 Familienangehörrg€(r)

G) Zu welchem YVirFchatt8zweig (Branche, 8ehörde)
f gchärt de? Botricb (Firme, Oaenstslelle),

ln dem Sie tätig sind ?

lange dauerte diese Ausbrldung ? Jah(e)

und Anschrift lhrer Aöeitsstätte oder
angeben.

StraBe/Hausnummer

P|z Gemernde

Welche Tätigkell, welchen Berut üben Sle aus ?

.i;
L__l';

<1:

..)

bl Für alte
lst die

c)

benutzte

AuBerdem
Gehen Sie
aus zu,

von der

@t

F
(h

tr
IIJ):,
Ioo
oz
f
UJI
F
Fo
l0
E
UJ

=.E
UJ

E,

r

@t

u.lI
:<
aho
E
UJ

=.Et!
IE

L

L
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* gehe Erläuterungen im Haushahsnanlelbog6 odot rm Eriaulerungsblall
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